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VORSTUDIE ZUM SOZIALATLAS 

EIN BEISPIEL DER SOZIALPLANUNG IN BERLIN 



Der landläufig in Ber lin bekannte «So*ial= 
atlas" ist nicht schon der sJialatlas, 
sondern eine Vorstudie , die prüfen sollte, 
es möglich ist, in Berlin einen Sozial» 

atlas herzustellen. 

Die Vorstudie wurde vom Senator für Familie, 
dugend und Sport Berlin im Herbst 1970 in 
Pier Sozialverwaltung verteilt. Sie ist wegen 
der geringen Anzahl nicht allen Sozialarbei» 
ern bekannt. wir halten es deshalb für wich= 
ig.über ihn zu informieren und auf die 
n cht konsequent durchgezogenen vorüber= 
legungen hinzuweisen. 

«icht umsonst hat die Basis, die Sozialarbeli 
er Jugendämter von Berlin, in einem Schr^iB 
an en Senator für Familie .Jugend und Sport 
«egen die Ergebnisse protestiert, denn letzt» 
c sollte aufgrund der Vorstudie der Per» 
r~^alsch~s£el verän<äert werden.obwohl dies 
e n erklärtes Ziel der Vorstudie ist. in» 
zwischen ist die Diskussion darüber verstummt 

ie ganze Aktion genützt hat, bleibt ab- 
zuwarten. 

Entstehung der y or3 tudie 

Die Diskussion um einen Sozialatlas duert 
schon lange an.sie wurde I966 aktuell, nach- 



dem vom Senator für Inneres von Berlin 
ein Organisationsgutachten für die Jugend= 
hilfe erstellt worden war(am 27.8,63 in 
Auftrag gegeben; . "Diese Untersuchung lehnte 
sich methodisch an entsprechende Grundsätze 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
V e rwaltungs Vereinfachung an” (Sw 4 unten) 
D.h.es wurde versucht, den Alltag der Sozial« 
arbeit zu schematisieren,um ihn zu rationa= 
lisieren. Veränderungsvorschläge für die 
Verwatungs arbeit innerhalb der Sozialarbeit 
und für den Personalbedarf waren das ßrgeb= 
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nis.lm Hinblick auf den Personalbedarf 
schlug das ”Org * 6 «die Zahl der Einwohner 
als Maßstab für die erforderlichen Sozial= 
arbeiter vor. 

Das Org 66 löste bei den Sozialarbeitern 
eine lebhafte Diskussion und Kritik aus, 
denn das Ergebnis ging über Vorschläge 
wie 

-die Doppelarbeit zwischen Gesundheitsamt 
und Jugendamt sollte durch vorherige Ab= 
sprachen vermieden werden 

-die Akteniuhrung sollte einer verwaltungs= 
kraft übergeben werden 

kaum hinaus. 

Auch bei der Senatsverwaltu .g soll das Org 
«ine intensive Diskussion ausgelöst haben, 
weshalb der Senator für Kam ilie »Jugend und 
Sport eine sozialwissenschaftliche unter= 
Buchung vorbereitete. sie sollte"die grund= 
legenden Daten für die Planung, Verwirklichung 
und Beurteilung sozialer Maßnahmen, Einrich= 
tungen und Dienste erbringen”. (S. 5 unten; 

Ursprünglich war daran gedacht, die Struktur 
daten geographisch zusammenzustellen und 
regelmäßig in einem "Sozialatlas- zu drucken. 

1950 hatte * 8 in Berlin einmal solche sozial= 
geographischen harten gegeben. 

1967 berief der Senator für Familie, Jugend 
U “ d Sport eine Kommission (Stadträte: Klaus= 
^eter Friedrich und Ilse Reichel.Mitarbeiter 
d * r 3 e na 1 8 v« rma lt ung Familie .Jugend und Sport 
*«rner Hopmann, Arno Kosmale und »olf Tuchei, 
Mitarbeiter der PH Berlin: Wolfgang «aller). 

° * 8e befürwortete eine Voruntersuchung 
/.um Sozialatlas. Als Ziel wurde u.a. gesehen: 

« 3 sollte festgestellt werden, ob eine Samm= 
v °n Sozialdaten eingerichtet und regel= 
gespeichert und mit weiteren Daten der 
So?. ial a truktur in Beziehung gebracht werden 
Kann. Am i.ö. 1968 wurde der Auftrag zu einer 
Voruntersuchung dem Dokumentat ions-und Aus= 
bUdungszentrum für Theorie und Methode der 
tfegionalforschung e.V. (DATUM) erteilt. 



I® Juni 1970 wurde der 
seine Möglichkeiten und 



H Sozialatlas Berlin, 
Grenzen*' fertig. 



Planun g ^ 

pi« Herstellung eines Sozialatlas muß im Zu= 
gammenhang gesehen werden mit dem überall 
wachsenden Bedürfnis nach Planung. In letzter 
Z«it ist besonders aktuell das Bedürfnis 
nach Sozialplanung, als Sozialfürsorgeplanung, 



Sozialstrukturplanung (Sozialeinrichtungs= 
Planung) und als Sozialverhaltensplanung. 



Hierzu ein Zitat aus der Vorstudie* * Aktuell« 
Notstände »gesellschaftlicher "Wildwuchs” , 
das Bestreben nach Verbesserung der bestehen= 
den Verhältnisse motivieren die Sozialadmini= 
stration,sich mehr oder weniger systematisch 
mit Planungsproblemen zu befassen. Dabei steckt 
häufigen rein technisch - rationaler Ansatz 
in dem Wunsch nach Bere&henbarkeit menschli= 

chen Verhaltens. Systemrationalität soll durch 
wirkungsvolle Sozialtechnik («social Enge= 
neering” ) gesichert werden. Arbeitsuntersuchun= 
gen und Organisationsstudien sollen die zu= 
ständigen Verwaltungen in die L a g« versetzen, 
die ver fü gbaren personellen und finanziellen 
Mittel effizienter einzusetzen »wobei Eff i= 
zienz in der Regel an den Erwartungen ge= ^ 
messen wird,die”die Gesellsch^t^^Tdie 
jeweilige Verwaltung stellt.” (s .4 ) 



Das heißt also letztlich , die bürokratischen 
Ziele, durch die sich die Sozialarteitspraxis 
auszeichnet , sollen gründlicher »wirksamer 
und schneller erreicht werden. Die Herausgeber 
der Studie sind sich darüber im klaren, daß 
diese systemimmanenten ziele nicht ausrei= 
chen und fordern eine Zieldiskussion und 



eine kritische Analyse der Hindernisse, 

«die langfristigen Zielsetzungen im Wege 
stehen, angefangen von bestimmten Harrschafts 
Verhältnissen in einem Gemeinwesen bis hin 
zu sozialpsychologischen Faktoren der Ver= 
änderbarkeit und Konflikt fähigkeit von 
Menschen. Bei diesem Verfahren mag Sozial= 
Planung vielleicht einiges an technischer 
Rationalität verlieren, sie wird aber einiges 
an emanzipatorischer Wirkung gewinnen. «(S. 4) 



Im Verhältnis zu den sonst auf dem Bücher- 
und Zeitschriftenmarkt erhältlichen Pla= 
nungs Strategien verspricht die Vorstudie 
viel. Sie scheint das einzubeziehen, was sonst 
ausgeklammert wird: die Grenzen jeder Neu= 
Organisation! Sie liegen nicht in d*n Be= 
grenzungen der Mentalität einzelner Men= 
sehen, sondern die Grenzen liegen in den 
Barrieren der Machtverteilung.Es feilt die 
Möglichkeit »Einfluß bei einer Neuor$ani= 
sation zu nehmen. Und das ist unabhängig 
von dem Wollen einiger Kapitalisten; denn 
die Grenzen sind bestimmt von der Bewegung 
des Kapitals hinter ihrem RUcKeÄ. 



Hier die einzelnen Abschnitte j 
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Was ist em sozialer Fall? 

Ziel der Untersuchung sollte sein, zu prü= 
len, ob Sozialdaten gesammelt werden könn* 
ten.Dazu war vorgesehen, anhand einer Litera* 
turanalyse heraus zuarheiten, was ein söge* 
nannter ‘'sozialer *aii« ist. Konkret unter* 
suchten die Herausgeber die Krage, mit welchen 
Kategorien Autoren einen sozialen 
Fall beschreiben und welche Ursachen sie an 
der Entstehung eines sozialen Falles betei* 
ligt sehen. Die Fachliteratur reichte von 
Bang, Achinger,Biestek, Bäuerle bis Kamphuis 
und Konopka etc, deshalb zogen die Autoren 
neuere soziologische und kriminologische 
Literatur hinzu. 

Die . -BRrausgeber» wehren sich, einen sozialen 
Fall einfach operational zu definieren ,d.h. , 
daß dann ein sozialer Fall ein F a ll sein 
soll, wenn er von einer Behörde aktenkundig 
gemacht wird. Kamphuis und Perlman definie* 
ren einen sozialen Fall noch als Fall eines 
Menschen "mit einem Problem, der zu einer 
sozialen Einrichtung kommt (oder den ein Mit 
arbeiter einer Einrichtung für Sozialarbeit 
^ esucht) und dort Hilfe erhält". (S. l* 7 , ) 

/ Die B^rau^eber führen Sack dagegen an,der"der= J | £ 
artige Def initionen. . .wissenschaftlich als [I 
reine Fiktion" ansieht und weisen auf Unter* 
suchungen hin, nach denen "unbescholtene 
Schüler und Studenten bei entsprechenden 
Erhebungsverfahren gleich viele oder mehr 
Straftaten angeben als gleichaltrige Jugend* 
liehe, die vor einem Jugendgericht gestan* 
den haben. "(s. 14 )"Wenn dies richtig ist 
-schreiben die Herausgeber - dann hat sich 
das Augenmerk von Soziologen und Krimino* 
logen nicht mehr ausschließlich (wie bisheri 
auf jenen Personenkreis zu richtender recht- 
kräftig verurteilt worden ist, sondern auch 
auf jene gesellschaftlichen Institutionen, 
weiche den Selektionsprozeß eingeleitet 
haben. "(S. 14 ) 

Nach weiterer Literaturheranziehung kommen 
sie zu dem Ergebnis, daß die Institutionen 
latsachen,stigmata,Kliententum erzeugen. 

Demnach müßte es nicht mehr heißen: "Wer arm 
ist Cb zw. den untersten Sozial-und Bildu.gs* 
schichten der Gesellschaft angehört) wird 
«Her straffällig« .sondern " er w i r d ©her 
^stra ft. "(S.15) Sie führen wieder F.Sack 
an, der schreibt : " 1 . Die Verteilungsmechanis* 
men der negativen Eigenschaft ’Kriminali= 



wir weisen in diesem Zusammenhang auf unse* 
ren Artikel "Sozialarbeit zwischen Bürokra* 
tie und Klient" hin, der sich näher mit den 
Bedingungen der uozialarbeit ,der Organisa* 
tion der behördlichen Sozialarbeit »befaßt , 
hin. Wir haben nach einer Analyse der Organi* 
sation festgestellt ,da3 die Sozialbüro* 
kratie nicht so sehr eine Hilfe zur £>ell?t= 
hilfe ist, sondern eher ein Alibijfiir den 
^ozialstaat mit deschwichtigungsfunktion. 
Ein. Nachdruck hiervon ist in der Zeitschrift 
’Neue Praxis 1 Heft 1/1971 - Luchte rhand-Ve r* • 
lag erschienen, ebenso im Rundbrief, 4/71. 
Außerdem ist es nützlich, unseren Artikel 
über die klassischen Methoden der Sozialar— 
beit - Casework in Heft 17 der SPKr* soziale 

Gruppenarbeit’ in Heft 19 der SPK - in die- 
sem Zusammenhang zu lesen. 



tat’ sind ebenso ein Produkt gesellschaft* 
licher Auseinandersetzungen' wie diejenigen, 
die die Verteilung der positiveh Güter 
in einer Gesellschaft regeln. .. 4 . m diesem u- 
Sinne ist abweichendes verhalten das, was f 
andere als abweichend def inieren. Es ist 
keine Eigenschaft oder ein Merkmal, das dem 
verhalten als solchem zukommt »sondern das 
an das jeweilige verhalten herangetragen 
wird. "( S.15 ) 

Im Hinblick auf die Sozialarbeiter, die 
Sozialarbeit nur als eine edukative Ein* 
richtung empfinden, führen dieterausgeWHelge 
Peters an, der vertritt : "die Methode vom 
Diskriminativ-Punitiven habe sich zum 
Psychologisch-Edukativen gewandelt »aber das 
Ziel der Anpassung. ... sei geblieben. "(S . 16 ) 

Die analysierte Fachliteratur bezeichnen 
die Herausgeber als "merkwürdig zurückhaltend" 
in bezug auf die "neueren Erkenntnisse der 
Sozialwissenschaften" , "in der Propagierung 
bestimmter goldener Kegeln zur Aufnahme und 
Vertiefung zwischenmenschlicher Beziehungen 
hingegen ungewöhnlich ausführlich. "(S. 17) 



1) Die Iterauggeba?* weisen hierbei auf die 
profilierter vorgetragene marxistische 
Literatur zur f Klassenjustiz" ebenso wie 
in psycho-aiaLytischen Werken über den 
Charakter einer strafenden Gesellschaft, 
Paul REIV/ALD, die Gesellschaft und ihre 
Verbrecher (.1948) und Wolf gang HOCHHEI- 
MER, zur Psychologie von strafender Ge- 
sellschaft. In "Kritische Justiz," 196Q 
1, 27-49 




Sie kommen zu dem Ergebnis : "Nur sehr selten 
werden konkrete Hinweise auf die notwendigen 
demographischen und sozialen Daten gegeben, 
welche möglicherweise einen Fall als sozia= 
len Fall definieren und sein Zustandekommen 
erklären könnten, nur am Rande werden soziale 
Probleme als Brechungen g esamtgesellschaft= 
-PAg her pis^paritaten in einzelnen Individuen 
dargestellt , an keiner Stelle werden die Bedi* 
gungen genannt /welche eine dauerhafte Hilfe 
zur oelbsthilfe erst ermöglichen, geschwei= 

^e denn überflüssig machen können. - (S. 17) 



Welche Daten beschreiben einen sozialen 
Fall ? 

Es fiel den Herausgeber x der Studie bei der' 
Literaturanalyse schwer, die einzelnen 
Angaben aer Fachautoren über einen Fall 
voneinander zu trennen. Die Autoren ver- 
mischten nämlich 

- die angegebenen oymptorae, die den Fall 
ul 8 Fall definieren, 

- mit der Reflexion über die Ursachen oder 
über die Diagnose 

- und mit der Methode, den didaktischen 
Ratschlägen, der Behandlung etc. 

I Die Herausg&er der Studie fanden bei sämt= 
liehen Autoren der Fachliteratur folgende 
Definitionen: Der soziale Fall ist -ein 
Zurückbleiben einer Person hinter einer 
als selbstverständlich angenommenen Norm“ 
(S.18 ) Norm gilt für Sollvorschriften, 
Sitte, nrauchtum. Der größte Teil der Autoren 
bedient sich bei der Definition der Katego= 
rien: H l. Armut und materielle Not 

2. Krankheit und Alter 

3. Kriminalität , vor allem Jugendkrimir 
nalität 

4. Verwahrlosung, speziell in der 
Unterschicht.- (S.18) 

Einige wenige beschreiben den Fall als 
"ein dem zeitgeschichtlichen Wandel unter= 
worfenes Phänomen- oder individuell äls 
interpersonalen Konflikt oder mangelnde 
Rollenanpassung. (S. 21) 

Hiergegen zitieren die Heiausgeber Klaus 
Mollenhauer, der die landläufigen Theorien 
kritisiert : "die Bedingungen für die Auffäl= 
iigkeit werden vorwiegend nur insofern 
ermittelt , als sie als Momente der indivi= 
duellen Biografie hervortretenv Und weiter 
schreiben die Herausgeber : "Die detaillierte 
Einsicht in familiäre Sozialisationspro= 




DOKUMENT I 

Sozialarbeiter der Familienfürsorge von Berlin 

Dezember I971 

An den 

Senator für Familie, 

Jugend und Sport 
Herrn, Horst Korber 

1 B e r 1 j n 3c, 

Am Karlsbad 8- 10 

nachrichtlich 

Jierrn oenLir. Werner Müller 



Betr , 



zu^Vornn'A“® Ü Z V Berl iner Sozialarbeiter 
/ >runtersuohung zum faozialatlas Berlin 

Sehr geehrter Herr oenator! 

Wir wenden uns an sie ö ^ . 

ge^zustän^ unsere Sachlichen Belän- 

Schief ?Lu?e^u^ 0 rt ah v e \ f ° raern Wir im Be " 

sich aus cem mspruch de? S Jf er: besserungen, die 
sohaftliohe Behandlung unaPÜalH fL?e 

Weiterbildung I™Äun^- Si ° h 

lang ein Di -d Jr2 \® lciau ng dieser Zielvorstel- 

ierf uchSig zur SoSa^tKr R 1 "? • U V — 

dienen. Sie wird ihrer Aul JZ ? gleichfalls 

re Verfa-ser > Pihot vV' Ufgat)enr,tellun g> wie ih- 

gerecht, da nur wenige ^unrk4inesfall Urei ° he ? d 
chend Daten zur Verfügung o+ ei *? esfa1 ^ 0 ausrei- 
dem einer Wissenschaft tl i sta J lden » ü:Le noch zu- 

standhalten. Vor aufm konn^ K H tik kein ?? we S^ 

daten berücksichtigt werden Ai ke i. ne Kon:flik F 
her, daß die jetzige f orderaern da- 

Komponenten notwendLlrwe?e« rSU ' + S 2“ ‘ liese 
nur . o ein verwertbares wird ’ da 

liehe Praxis in bezug auf §Ü bniS unsere beruf- 

Organisationsform erbracht werden kann? SUn§ U " d 

die Aussage^ ZSn vorbehaltlos zunächst 

L^eine^^weitefun^del^ers 111 ?h°^ ihre Ansicht * 

Familienfürsorge no twend i - r -i s 2 na i^ estan( ^ es ber 

Bevölkerungsentwicklung fingepaiKwerderi 11111 ^ - der 

terschiedliche oozialsfrAfulAA AezAke bl U ”" 

zen die sfzLl"rbe^ Jugendamt in Sie £ge Aet- 

in 3chwerpunktge l bieten r e iSzu^ a t Slg von Anzahlen 
nerell einen g?ö°eren lndem es S e ~ 

tori chen ^tscheiaungLpre^rairerhlltT 111 ^' 

längere iese^Untfrsuchunge^fehlen^erwart 11 * ^ 

oie . ofortxge Vermehrun| e der e in e d4r e ™^^ r Ii r 

ehung zum bozial- tlas genannten Planstellen 
Gleichzeitig verwahren wir uns jedoch nachdlük- 
lich gegen die angedeuteten i ersonalverminderun- 
gen, da sie auf nur spärlichen sozialen ,;truk- 
turdaten fußen. 

In der täglichen Arbeit teilen wir eine Zunahme 
von Konflikten fest, wie z.B. Ehescheidungen zu 
nehmender Drogenmi j brauch bei Kindern una Jugend- 



zesse erlauben allenfalls einen Erfolg 
im individuellen Fall. -Sie richtet aber 
nichts aus gegen die immer neue kollektive 
Reproduktion des Falles.-” (S.23 ) 
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liehen, Kindesmi . .'ho.nalungen und E in '.'.e ^Vernachläs- 
sigungen, Alkoholmi ^brauch, utoritätükcnfliKte 
innerhalb c.er Familie. }R. er.- chej nt um deshalb 
mehr als eine grobe Vernachlässigung, die^e Fak- 
toren völlig unter den Tisch fallen zu lassen. 

.vir tragen, wie ein schon lange von Sachverstän- 
digen geforderter Fortschritt in Richtung metho- 
discher Sozialarbeit verwirklicht werden soll, 
wenn Grundvoraussetzungen der Sozialarbeit nicht 
berucksi chtigt worden sind. 



Iie Sozialarbeiter Berlins erwarten von Innen, 

Herr Senator, daß Sie den zu erwartenden katastro- 
phalen Rückschritt in der : 'ozialarbeit cer Fami- 
lienfürsorge in den Bezirken verhindern, aer durch 
die Verminderung der Stellen in zwei Bezirken um 
ein Drittel und weiterer Dezimierung in drei an 
deren Bezirken entstehen würde, was einer Dernon 
tage der Sözialarbeit gleichkommt . 



In der breiten üif entlichkeit setzt sich immer 
mehr die Meinung durch, daß den vermehrten Kon- 
flikten, die in unserer Gesellschaft auftraten - 
unruhige Jugend, drohender Zerfall der Familie, 
Krise der Heimsituation - nicht mit administra- 
tiven Maßnahmen begegnet werden kann. Dine de- 
mokratische Gesellschaft kann diesen Problemen 
wirksam nur durch vermehrte Beratungs und Be_ 
handlungsangebo te begegnen, wenn sie sich nicht 
selbst in Frage stellen will. Die jetzt in un- 
serem Arbeitsbereich mühsam eingeleitete Ent- 
wicklung zur partnerschaftlichen Beratungs- 
und Betreuungstätigkeit würde völlig zerschla- 
gen. werden, falls die in der Voruntersuchung 
zum Sozialatlas gennanten Bezirke diese Minde- 
rung ihres Personalbestandes erfahren müßten. 

Sehr geehrter Herr Senator Korber, zusammen- 
fassend erwarten wir in folgenden Punkten Ih- 
re Unterstützung: 

1. Unverzügliche Fortführung aer vorliegen- 
den Untersuchung mit überzeugenden Struktur 
daten unter Berücksichtigung der jetzt feh- 
lenden Konfliktdaten. 

2. Als Sofortmaßnahme in der Übergangsphase bis 

zur Erstellung der neuen exakten Untersuchung 
Personalvermehrung in den Bezirken Reinicken 
dorf, Spandau, Tempelhof , Neukölln, Steg- 
litz. ö 

3» Belassen des Personalbestandes ohne Kw- 
Vermerk in den negativ betroffenen Bezirken 
Charlottenburg, Wilmersaorf , Kreuzberg, Schö- 
neberg, Tiergarten, da bei der feststellbaren 
■Fluktuation in der Familienfürsorge diese stel- 
len innerhalb eines Jahres tatsächlich in Fort- 
fall kämen. 

Unser Schreiben an Sie ist Ausdruck außerordent- 
licher Beunruhigung! 



Sehr geehrter Herr Senator, wir wünschen Ihnen 



bei den Verhandlungen mit dem Innensenator 
Erfolg und hoffen, daß Sie sich mit unseren 
rechtigten Argumenten durchsetzen können. 



viel 

be- 



Mit vorzüglicher Hochachtung 

Erläuterung : Kw • Vermerk heißt auf deutsch: 
künftig wegfallend 

Anzeige 



in der PPr^ eidelberg(sozialkritischer Arbeitskreis 
Per^nLH ' yersucht im Rahmen einer sozialistische 
Zur Unt^r f i n einer 0bdachl °sensiedlung zu arbeite 
fhaun^?Ü U J ZU N g und Mitarb eit suchen Sir einen 
Stadt H» t P^ en ' ) Sozialpädagogen. Auskunft u. Anfrage 
cotj ■ 5 eidelb erg im EPG Heim 
69 Heidelberg 

Ziegelhäuserjandstr . 17 Tel. <4-7 11 4-7 



* ei che Zusammenhänge erklären einen sozialen 
Hall ? 

Zu dieser frage gibt es nach den Herausgeber 
der Studie sehr unterschiedliche Antworten 
bei den einzelnen Autoren. Es gibt den 
psychoanalytischen Ansatz, vor allem auch 
bei den uaseworkern, ien sozialpädagogischen 
und den soziologischen u.a. Einige Autoren 
gehen von gesamtgesellschaftlichen ursachei 
aus, so wie Hack und Eollenhauer. Die mei= 
nen, "daß Dissozialität < Kriminalität ) 
durch die Verweigerung von Chancen durch 
eine Gruppe von Privilegierten gegenüber 
einer Gruppe von Unterprivilegierten 
entsteht und notwendig entstehen mu3."(S.2> 
CS. 25 ) Es müßten die mstitu= 

tion und deren ausführende Personen in 
ihrer Arbeit untersucht werden, da sie 
Fälle zu sozialen Fällen machen, indem sie 
ihnen uissozialität zuschreiben . 

Ergebnis 

Die rirausgäDev wollen der Entscheidung 
über die Ursachen nicht vorgreifen , sondern 
führen alle ^atengruppen systematisch 
aui,z.B. Individualdaten wie Geschlecht, 
Eonfession »Einkommen , pormenbewußt sein, 
vertrauen, Abstrakt ionsnive au neben 
Familiendaten wie Familiengröße , -erzie= 
hungsstil ,-einkommen, Arbeit sfcosigkeit , 
Zugehörigkeit zu relevanten Organisatio= 
nen, politisches Bewußt sein, Freundeskreis 
und ö kologische Daten wie Geburtenüber= 
schuß, Rate der verheirateten , der Erwerbs= 
tätigen, Hauseigentümer »Wohndichte ,Bau= 
zustand, um nur einige zum Verständnis zu 
nennen. 

Bs* ist Unverstand lieh, warum die Herausgeber 
der Studie es sich so leicht machten, nur 
die laten zusammenzustellen. Geheuten sie 
eine Entscheidung ? Und warum ? 

N ach dieser Studie müßte jetzt die Er= 
forschung der Ursachen intensiv beginnen, 
bis zu einem Ergebnis muß jede bis heute 
entwickelte iiilfsmethode der Sözialarbeit 
angezweifelt werden in Bezug auf die wir= 
kung der Ziele und die Richtigkeit. 



.Anzeige 



|,^ a n Dl ~iter / von Gemeinwesenarbeits-Team 

der größten Obdachlosen-Siedlung gesucht 
rf/Am h Q U S” ln An S le ichung an BAT, 

GWAT , 8 München 4 - 5 , Wintersteinstr, 46 

Tel. 3 "3 48 71 



^Pg lcüerung von s o zialen otrukturdaten 

nar in cer Studie beabsichtigt , d ie *und = 
orte in Berlin zusammenzustellen ,an denen 
^aten heute bereits gesammelt werden. Sie 
konnten ’a nn ebenfalls Grundlage für die 
Datenbank und den Sozialatlas werden. 

üie Herausgeber landen auf der ouche nach 
vorhandenen Daten aber heraus ,da 2 die sta= 
tistischen Erhebungen in der Sozialarbeit 
vielfältig, unvollständig und nicht ziel= 
orientiert sind. Sie mu 3 ten zu dem Eindruck 
gelangen, ”da 3 die Statistik als Institution 
für die Beschreibung eines konkreten Sach= 
Verhalts im Bereich der Sozialarbeit eher 
von verschleiernder als von erleuchtender 
Bedeutung ist.'»Sie sei primär interessiert 
*an der Verwaltung von Menschen und Sachen.« 
Dieses Bild entspricht dem Anachronismus 
einer Sozialarbeit ydie über wichtige Infor= 
mati o nen,die den gesellschaftlichen Zusammen 
hang ihrer Arbeit betreffen, nicht verfügt. 
and von daher schon auf eine am »Einzelnenf 
orientierte Caritas festgelegt ist . ”(S. 7 0 ) 

Sämtliche jetzt vorhandenen statitischen 
Informationen werden nicht ausreichen , Delin= 
quenz und Anomie zu erklären. Die objektive 
Funktion der Sozialarbeit , gesellschaftliche 
Außenseiter zu isolieren und für deren Wohl= 
verhalten zu garantieren, bliebe unangetas= 
tet genauso wie ihr Eeitrag, bestimmte Be= 
völke rungs s chi chten zu reproduzieren. 

Konfliktdaten in den Akten 

Die Hernuege ber untersuchten auch Fürsorge = 
akten nach Daten. Sie wählten von tlen Berlin 
ner Bezirken Reinickendorf und Steglitz 
aus. Da beide Bezirke sich in der Hohe der 
fehlenden Daten kaum unterscheiden »kann man 
das Ergebnis dieser sehr unterschiedlichen 
Bezirke auch auf andere übertragen. 

In 155 Akten der beiden Bezirke fehlten die 
folgenden Daten* 

»»Zugehörigkeit zu gesellschaftl. Organisation« 



100 $ 

Heizung (warm/kalt) 94 * 

Qualifikation der Erwachsenen 9* 

Nettoeinkommen der Erwachsenen 74 ^ 

Miete 59 ^ 

Haushaltsenkommen pro Kopf 55 

Konfession der Erwachsenen 51 % 

Haus-und Wohnungstyp 43 3 

Qualifikation und Beschäftigungsart 42 ** 

Konfession der Kinder 34 ^ 

Zimmerzahl 27 <£ 

Schichtenzugehörigkeit 24 r 

Familientyp 17 * 

Wohnung der Erwachsenen 15 <c 



14 

7 

1 

1 

1 



Familienstand der Erwachsenen 
»ohnung der Kinder 
Status der Kinder 
Familienstand der Kinder 
Dauer der Aktenführung 

Hiernach fragen die Herauqgstei der Studie, wa= 
stimmte Dinge nur aktenkundig gemacht 
; ie ^ »andere aberhapt nicht auftauchen. 

* 3 evil * am geringen Soziologieunterrict 

. e ^u~eitig individualpsychologisch 

unterbauten Kethodenunterricht 7 

Datendichte erkennbar ,wo Schwer= 

1 ln der Arbei t gesehen werden. Z.B. feh 

en k aum Angaben den iegaien 3tatug der 

in * r,Wahrend lbre materielle Umgebung, 

ih e ^ aufwachsen und durch die sie in 

halt 1 "- nt * 1Cklun £ Deeinf lu 3 t werden, im Ver- 

Wohnur S b * kann t ist, wie auch über den 

> hn me , t „ „„ ^ 

wachsenen. 

zu ! n !' lter? Aufgabe, ' ar . die Fallbearbeitung 

herau y ^ leren,Uffi m °gliche Ges*tzmä3igkeiten 

etwa d Z T ea ’ Z ' B ' aUCh ' 0t d « Akten 
etwas darüber stan, , ~ 

Piert wurde oder ’ * “ Kli * nt CmanZi= 

ke it gefördert ^ Sellschaft li<= b « Tüchtig= 

Akten lieferten für'! tC ‘ Die Daten d * r 

nicht genug ^ ate ; * S * Pragen J edoch 

darauf beschränkte! 0 ,! 03 ^ Heraus e ebersich 
Fällen, wie sie sich ’! Bear beitung von 
£*lt ( nach f 0 ig en ‘ d * n Akten " lder3 P ie = 

“ 5 St f hpUnkten (B — 

scheiden. w ac ^ de U ° rdnen und 2U ufcter* 

dann fe ststel Cr Auszählun ^ konnte man 
getan wurden. en,Welohe Schritte wie oft 

!• Sammlung V nn 

-^rmati::; n 3amtl ' Cien 
2. allgemeine Art „ 

Informationen (B F V ' rarbeitun « der 

~ 3 . Intervent! tberatu ng. Berichte etc) 
elne *eränd!!Ü! r ! tte (jede HaEd lung. die 
ruft Uethod Hife Clm KUenten hervor= 

Heimunterbringung^tc!) 1,1 *^* 

^ beiden untersuchter, n 

Ergebnis ähnlich s ® ez irken war das 

2 * H. Informati Waren in Reinickendorf 

« Schritte 

dav on 11 3 Erarbeitung 37 Schritte, 

Intervention ’* itergabe 32 » 



In d ®r Akte 8teht 
V ° n Diagnose Un u ^ n ° Ch vi 
mehr Angaben, die ^ erapie - ■ ie 
Absicherung di ^ : ' 0ziala r 

atimmter £ *** ° der Nu 
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Die Autoren der Studie warnen aber davor 
zu glauben, da3 vollständige /uigaben die 
Fälle erklären und sie schon lösen. Sie 
weisen auf die Gesetz* der sozialen Wahr= 
nehmung hin, nämlich, da3 Sozialarbeiter 
nur ganz bestimmte Lebensbereiche der 
Klienten kennenlernen und die vielen 
Zusammenhänge nicht mit einbeziehen können. 

Sie schlagen deshalb vor, ein völlig neues 
Anamnese ins trument zu entwickeln. 

In diesem Zusammenhang möchten wir davor 

warnen, solche Gedanken einfach zu überneh= 
men. Bei einem solchen Vorschlag muß gleich^ 
zeit’g darüber nachgedacht werden, ob es vor 
den Klienten verantwortet werden kann, ihre 
Daten zu sammeln. Muß man sie nicht vorher 
um ihre Einwilligung bittenv Wer garantiert 
denn dafür, da3 die Daten nicht von unbefugten 
oder befugten Leuten dazu benutzt werden, 
bestimmte üevölkerungskreise unter Druck 
zu setzen ? Mit anderen »ortenjbevor Daten 
gesammelt werden dürfen, muß die Zielsetzung 
klar sein und es mu3 gesichert sein,da3 die 
Handhabung kontrolliert wird. 

lezirkliche Strukturdaten und Personalbedarf 

Die Vorstudie befaßt sich in einem weiteren 
Abschnitt mit den bezirklichen Strukturen 
von Berlin und schlägt im einzelnen vor, 
bezirkliche Strukturdaten als Grundlage für 
eine. variable Organisation der Familienfür= 
sorge zu benutzen. Um erklärende Daten zu er= 
halten, die Ausgangspunkt für die Hilfen 
wären, mü3ten neben Konfliktdaten auch die 
dazugehörigen Strukturdaten erfaßt werden. 

Die Herausgeber sehen als Ansatzpunkt kriti- 
scher Sozialarbeit die Jirziehungs - und Le= 
benssituation des Kindes an. Danach ihr 
Vorschlag :Die Personalbemessung sollte nicht 
mehr bestimmt sein durch die Fallzahl von 
200 auf 1 Sozialarbeiter »sondern dui ch 
"- die Zahl der in einem bezirk lebenden 
Minderjährigen 

-- die volle Wirksamkeit der sozialstruk= 
turellen Unterschiede der Westberliner 
bezirke.- 4 (S.78 ) 

In drei Tabellen stellten die Herausgeber 
die Berechnung für den Personalbedarf auf, 
je nachdem ob man die Minderjährigen allein 
als Kichtzahl nimmt oder sozialstruturelle 
Unterschiede mit einbezieht. 

Für die sozialstrukturelle Differenzierung 
der einzelnen Berliner Bezirke wurden von 
den 20 Experten die folgenden 6 Kategorien 
als ausreichend angesehen: 

1. Nichteheliche Kinder 

2. Im 1. Lebensjahre Gestorbene 

3. Arbeiter in der Industrie 

4. Schüler an weiterführden schulen 

5. Wohndichte 

6 . CUJ-Wähler (s. 73) 



aus der abgebildeten Tabelle ist ersicht- 
lich, daß für ganz Berlin 3_1 stellen für 
Sozialarbeiter neu einzurichten sind. 2) 
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Tiergarten 


“T97T2T 


3.3 


1280 


15 


15 


14 


»Vedoing 


37.366 


3.3 


1100 


31 


34 


27 


Kreuzberg 


34.699 


2.3 


100.0 


36 


35 


24 


Gharlottenbg 


37.800 


7.4 


1490 


3u 


25 


30 


Spandau 


48.076 


3.2 


1270 


23 


38 


26 


Wilmersdorf 


27.323 


10.1 


1760 


23 


16 


22 


Zehlendorf 


2(i.026 


11.3 


1880 


11 


11 


13 


Schöneberg 


3?. 334 


3.8 


1330 


27 


25 


25 


Steglitz 


40.218 


8.1 


1560 


23 


26 


25 


Tempelhof 


33.161 


b . 8 


1430 


15 


25 


21 


Neukölln 


38.464 


3.6 


1110 


45 


53 


37 


Reinickendf 


31.498 


3.7 


1320 


27 


_2ä. 


-JL2 


Westberlin 


444.016 






311 


342 


293 


= 










+ 31 
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Die Hmungpfoe? betonen, daß eine Erweiterung 
des Personalbestands der Familienfürsorge 
notwendig ist. "Diese: mu3 der Bevölkerungs= 
entwicklung angepaßt werden, die unterschiedli- 
che bozialstruktur der bezirke berücksichtigen 
und das Jugendamt j. n die b a g e setzen, 

,die Sozialarbeiter unabhängig von kalt 
zahlen in Schwerpunktgebieten einzusetzen, 
indem es generell einen grö3eren personel= 
len und organisatorischen Kntscheidungs= 
Spielraum erhält. M (S .80) 

Ergebnis und Vorschlag 

Die Herausgeber kommen zu dem Schluß: die Un= 
tersuchung zur Erstellung des Sozialatlas 
konnte nicht durchgeführt werden, da die vor= 
handenen Daten nicht ausreichen und noch 
ergänzt werden müßten. 

Für die Verbesserung der Sozialarbeit schla= 
gen sie einzelne Untersuchungen vor 

- eine wissenschaftliche begleitende uiter= 
suchung der Neuorganisation der Bezirks- 
fürsorge 

- Entwicklung und Erprobung eines Anamnese- 
instruments 

- Fortsetzung der Strukturanalyse »eine zu 
errichtende PlanungSc teilung. 



2) vgl. auch "Verfehlte Planung" .PK Nr. 19 



Abschl ießende Kritik 

Die Vorstudie hat bisher das konkreteste 
und dif t'erenzi erteste I aterial über soziale 
Fälle zusammen^e tragen. Sie kam nach ihren 
Anfangsüberlegungen und nach den Ergebnissen 
der Analyse von sozialen Fällen zu dem 
Schlu3,da3 die Ursache und das '/.lei von 
sozialen Fällen und damit von Sozialarbeit 
nicht geklärt sind. 

Sie macht auch darauf aufmerksam , daß zur 
oOzialplanung eine Zieldiskussion und eine 
Analyse der Hindernisse »die diesen Zielen 
im #ege stehen, gehört. umso befremdlicher 
ist es »wenn am Schluß der Studie über diese 
Erkenntnis völlig hinweggegangen wird und 
wiederum Planungsuntersuchungen vorgeschla= 

gen werden. 

ebenso ist unverständlich, warum eine vor= 
Studie ausführlich auf die Errechnung 
eines Personalschlüssels eingeht. Denn das 
ziel der vorstudie war, die Frage zu beant= 
worten, ob es sich realisieren läßt, eine Da- 
tenbank für den Sozialatles einzurichten. 
Auch die Personalbedarfsberechnung lä3t 

die Kritik an der mangelnden Zieldiskussion 
au3er acht. 

Der hohe Anspruch, den die Herausgeber der 
Studie am Anfang vorgeben und der auch 
immer mal wieder auftaucht »wurde nicht 
verbindlich bis zum Schluß der Studie ver= 
folgt. 

lylan mu3 fast den Eindruck haben, als wurde 
hier des Geldes wegen ein Auftrag angenom= 
men, dessen Ergebnis grob bereits feststand: 
Beweis eines höheren Personalbedarfs. hs 
könnte auch sein,daO die Schreiber unter 
dem Druck einer Situation standen, in der sie 
sich sagten, da3 es besser sei als Fachleu= 
te die Studie zu schreiben, als daß es 
fachfremde Bürokraten tun. 

Wenigstens für die Zukunft sollte vermieden 
werden, daß solche Vor studien letztlich 
verbindlich für die Sozialbürokratie wer= 
werden. vorhandene Informationskanäle sind 
nicht ausreichend genutzt worden. 

inzwischen ist von der Diskussion um den 
Sozialatlas lediglich der Personalschlüs= 
sei übrig geblieben. Aber was nützfen nun 
31 neue oozialarbeiterstellen der gesam- 
ten Sozialarbeit? 

Entsprechend der bisher nicht durchgeführ= 
ten Analyse der sozialarbeit , dem jetzigen 
Trend der Sozialarbeiterausbildung und der 
Praxis wird diese kleine Entlastung nur 
zur Folge naben, daß die Sozialarbeiter 



sich wieder auf die pseudovnssenschaf-U 

liehen Methoden der 3o Z iala rbel * stürzen. 

nie heutige Tätigkeit wird von den Soz iaU 

^„-f.ktioniert. womit ai„ 
arbeite rn weiter perfekt i e 

unwissentlich dazu beitrag« 11 » t zig^ 

System zu unterstützen, das 

Klienten ständig neu zu reproduzieren. 

Die vorstudie zeigt den Sozialarbeitern 

ähnlich wie die “Model l^wegung ,der Neu, 
Organisation »daß die Arb eil * w ’ e -ich 

in den Akten niederschlägt, ohne Kriterien 
von Ziel und Erfolg getan wird. Sie hilft 
ihnen aber nicht, von dies«® Dilemma wegz Ua 
kommen, sondern gibt ihnen nur mehr opiel* 

raum zum -weite rwurschtel* 1 

Wir fordern vor einer sozial? lanung die 
Klärung der Situation und halten folgende 
Untersuchungen vorrangig tür notwendig. 
l.Wie entsteht ein sozial« 1 * Fall? ^ Analy Se 
der gesamtgesellschaftl 1 - 0 * 1611 ö ^ Ua tion. 

2. ln welcher Art und Weise und wie häufig 
stigmatisieren Institutionen Menschen 
zu"Klienten”? 

3.*as hei3t inhaltlich eine emanz ipierende* 4 
Sozialarbeit, welche Bedingungen müssen 
zur Erfüllung dieses ziel® vorhanden 
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Pädagogische Hochschule Berlin 

Abteilung 1 (Erziehungswissenschaft t ) 

Sozialpädagogik 
An die 

öenatsverwaltung für Famili e 
Jugend und Sport 
- II B - 

1 Berlin 30 
Am Karlsbad 8-10 

Berlin, den 18. November I971 



Sehr geehrter Herr Gaedig, 

'Vir bestätigen dankend den Empfang Ihres Schrei 
bens vom 21.10. d.J. , in dem Sie uns mitteilen 
dass die Senatsverwaltung für Familie, Jugend * 
und Sport daran denkt, aus den Anregungen der 
Forschungsgruppe, die die Voruntersuchung zum 
Sozialatlas Berlin durchgeführt hat, zunächst 
die Entwicklung und Erprobung eines Anamnese- 
Inst rumentes für die Sozialarbeit in“ Angriff 
zu nehmen. Gestatten Sie uns, die Gelegenheit 
zu nutzen und noch einmal unsere Position im 
Hinblick auf ein solches Anamnese-Instrument zu 
verdeutlichen. 

rfVir halten es für wichtig, dass jeder Berliner 
Sozialarbeiter in die Lage versetzt wird, die 
zur Einschätzung eines j'eden Falles bedeutsamen 
Grunddaten individueller, familialer und sozi- 
aler Natur gleichmässig zu sammeln und bei der 
sozialen Diagnose des einzelnen Falles zu be— 



/ou.-lohtlgon. ifebul BOirito.d»« 
atrument - das man auch als eine Art Gedächtnis 
stütze bezeichnen kann - helfen, Wir denken da 
b»i nicht daran, den Psychologen Konkurrenz zu 
machen und mithilfe von Tests delikate inner- 
psychische oder sozialpsychische Tatsachen zu 
erheben. Uns kommt es vielmehr darauf an, vor 
ot ; e->, das Augenmerk der Sozialarbeiter auf so 
7^ Ile oder besser gesellschaftliche Tatbestän- 
de tu lenken, die din 'sozialen Pall' gerade 
nicht als einen unwiederholbaren Einzelfall aus- 
weisen, sondern als Teil einer allgemein 

gesellschaftlichen Problematik. a „ om „ pcip _ 

Von besonderer Bedeutung ist uns 
Instrument vor allem in Verbindung mit den von 
uns ebenfalls vorgeschlagenen Trainingspr? ^ra|-- 
men bei der Einführung des zu entwickelnden ln 
strumentes . ftr haben seinerzeit formuliert^ das 
in derartigen Trainingsseminaren für alle Be r 

werden, was der Weiterentwicklung der oozia 
arbeit dienen wurde" U.55J. 



j Uns ist in vielerlei Gesprächen mit Gruppen von 
| Sozialarbeitern verschiedener Verwaltungsbezir- 
\ ke aufgefallen, dass die insgesamt ca. 100 Sei- 
^■ken unseres Vorberichtes zum Sozialatlas Berlin 
f^bhr unterschiedlich diskutiert worden sind. 

• Breiten Raum in dieser Diskussion hat der letzte 
1 Teil unseres Gutachtens eingenommen, in dem wir 

\ auf Grund sozialer Strukturdaten zu einer be- 
ll stimmten Gewichtung der Notwendigkeit intensi- 
l ver Sozialarbeit in den zwölf Westberliner Ver- 
: waltungs bezirken gekommen sind. Mit diesem ’Zah- 
] lenspiel* wollten wir zunächst den politisch 
j) für Sozialarbeit Verantwortlichen in dieser 
I Stadt ein Instrument liefern, mit dem man bes- 
\ ser als mit dem Instrument des Organisations- 
gutachtens in unserer Stadt personelle Priori- 

• täten setzen kann. Wir sind dabei nicht von 

I Einwohner rieht zahlen (ein Sozialarbeiter auf x 
Westberliner Bürger) aus gegangen, sondern von 
Minder jährigen-Richt zahlen (ein Sozialarbeiter 
lauf x Westberliner Minderjährige), wobei je 
iaaeh der sozialen Struktur des einzelnen Bezirks 
’ von dieser durchschnittlichen Rieht zahl nach o- 
ben (bei bürgerlichen) und nach unten (bei pro- 
letarischen) Bezirken abgewichen werden soll. 

y Wir müssen dabei selbstkritisch feststellen, 
idass wir der sozialen Phantasie der Leser unse- 
l res Gutachtens insofern Fesseln angelegt haoen, 

\ als wir die Beispiele zur Verdeutlichung unserer 
JBjtemes sens-Formel so gewählt haben, dass gegen - 
^Ker dem personellen Ist aller Westberliner Be- 
; zirke ein Soll von +4, +16 oder +31 Sozialar- 
■ bei ter-Pl ans teilen herauskommt. Diese Tabellen 
3 (s.84) mögen mancherorts den Eindruck erweckt 
b naben, als sei dies das Maximum dessen, was 
| «wissenschaftlich 1 verantwortet werden könne’. 

I Dies ist natürlich Unsinn. 

\ wir haben anverschiedenen Stellen des Gutach— 

| tens betont, dass die Personalbedarfsbestimmung 
1 für die Familienfürsorge eine politische Frage 
ist, die politisch entschieden werden muss . 

Ist diese Entscheidung gefallen, so ist die Um- 
I Setzung dieser Entscheidung in Schlussf olgerun- 
| gen für die Erweiterung der Planstellen aller 
| in einem Bezirk tätigen Sozialarbeiter dann in 
der Tat eine eingekleidete .mathematische Auf- 
gabe. Die Zahl der Minder jährigen in einem Be- 
zirk, geteilt durch die entsprechende Richt- 
zahl ergibt den Planstellenbedarf für den ein- 
zelnen Bezirk. 

In unserem Gutachten sind wir alternativ von 
1400, 1450 und 1500 Minderjährigen pro Sozial- 
arbeiter ausgegangen. Ob man dies tut, oder ob 
man beispielsweise von 1200, 100 und 800 Min- 
derjährigen pro Sozialarbeiter ausgeht, ist — 
wir wiederholen es - eine politische Entschei- 
dung . 



Um’ 3 o dTö ~auf " S .84 unseres Gutachtens in unsere 
Formel eingesetzten Zahlenbeispiele zu erwei- 
tern, möchten wir Ihnen einige zusätzliche Ori- 



ontlerüngs ri oh t zahlen nennen, die oioh aus ei- 
nem Verhältnis von 1200, 100 und 800 Minderjäh- 
rigen pro Sozialarbeiter ergeben. Dabei kommt 
dann ein entsprechender Mehrbedarf von 93, 189 
und 335 Stellen heraus. 

Dass grundsätzlich eine Erweiterung des Perso- 
nalbestandes der Familienfürsorge von unserer 
Forschungs gruppe für notwendig gehalten wird, 
'haben wir am Schluss unseres Gutachtens (3.80) 
ausgesprochen. Wir möchten Ihren Brief zum An- 
lass nehmen, dies noch einmal zu wiederholen. 
Sozialarbeiter sind nun mal damit beauftragt, 
die Strukturprobleme eines noch keineswegs be- 
friedigend sozialen Rechtsstaates durch indivi- 
duelle Unterstützungsmassnahmen zu therapieren. 
Man sollte ihnen diese ihre, nicht immer sehr 
befriedigende Arbeit erleichtern, wo immer dies 
möglich ist. 

Da wir annehmen, dass dieser unser Standpunkt 
von Interesse für die Westberliner Sozialarbei- 
ter ist, erlauben wir uns, Durchschläge dieses 
Briefes den regionalen Fachzeitschriften Ber- 
liner Sozialarbeiter zum Abdruck zur Verfügung 
zu stellen. 

Mit kollegialem Gruss 
Ihre 

Helmuth Lessing, Wolfgang G. Müller, Armin Tschoepe' 



Anlage 



Je nach der Entscheidung für eine einheitliche 
Rieht zahl (ein Sozialarbeiter auf x Minderjäh- 
rige) ergeben sich für die einzelnen Bezirke 
Westberlins unterschiedliche Konsequenzen für 
den Personalbedarf an Sozialarbeitern. Dazu ei- 
nige ausgewählte Beispiele: 

Bezirkliche durchschnittliche Richtzahl 
Modifizierung 



d. Rieht zahl 
Personalbedarf 


1 : 800 


1:1000 1:1200 


1:1400 


Tiergarten 


680 


880 


1080 


1280 


Stellen 


28 


22 


18 


15 


Wedding 


500 


700 


900 


1100 


Stellen 


75 


53 


41 


34 


Kreuzberg 


400 


600 


800 


1000 


Stellen 


86 


58 


43 


35 


Charlottenburg 


890 


1090 


1290 


1490 


Stellen 


42 


.35 


29 


25 


Spandau 


670 


870 


1070 


1270 


Stellen 


72 


55 


45 


38 


Wilmersdorf 


1160 


1360 


1560 


1760 


stellen 


24 


20 


18 


16 


Zehlendorf 


1280 


1480 


1680 


1880 


Stellen 


16 


14 


12 


11 


Schöneberg 


730 


930 


1130 


1330 


Stellen 


46 


36 


29 


25 


Steglitz 


960 


1160 


1360 


1560 


Stellen 


36 


35 


30 


26 


Tempelhof 


830 


1030 


1230 


1430 


Stellen 


36 


34 


29 


25 


Neukölln 


510 


710 


910 


1110 


Stellen 


114 


82 


64 


53 


Reinickendorf 


720 


920 


1120 


1320 


Stellen 


71 


56 


46 


39 


Westberlin(insg 


TT“ 










646 


550 


404 


342 


zusätzlicher 










Personalbedarf ,_ c 
+ 335 


+189 


+93 


+31 



Anzeige 



Wir suchen eine Sozialarbeiterin fürkollektiv von 
Kindergärtnerinnen, Theologen und Sozialarbeitern 
geleitetes Gemeinwesenprojekt .Sie sollte Erfahrun- 
gen in der Eltern-Kinderarbeit haben und möglichst 
bald beginnen können. 

Evangelisches Zentrum Britz-nuckow- Rudow, 

1 Berlin 47, Lipschitzallee 5o,Tel.6o3 29 94 
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GESCHICHTE 

I'f ei Inahme des AKS an institutioneilen 
Verunstaltungen 

1, Fürsorge tag Essen , 13. - 15.11.69 
hie Teilnahme von AKS-Mit gliedern u. Vertretern 
anderer kritischer Gruppen diente dem damaligen 
Selbstverständnis entsprechend dazu, "der Ausein- 
andersetzung am Arbeitsplatz eine stärkere Posi- 
tion zu verschaff en. " (3PK Nr. 6, Dez. 69, 3.2) 

Die Vorbereitung innerhalb des AKS, die haupt- 
sächlich von der 3ürokratiegruppe geleistet wur- 
de, lief unter der Zielsetzung, innerhalb des 
Pursorgetages die Ursachen für die Misere der So- 
zialarbeit zu verdeutlichen und Kontakte zu den 
in Westdeutschland arbeitenden Gruppen zu knüp- 
fen. 

Wir gingen von der Einschätzung aus, aufgrund der 
in Essen anzutreffenden Mehrheitsverhältnisse, 
die Ausdruck des Bewusstseinsstandes der Mehr- 
heit der Teilnehmer sind, lediglich einen Bei- 
trag hinsichtlich der Gestaltung der Veranstal- 
tung leisten zu können. Dies hiess konkret, den 
üblicherweise zeremoniellen Grossveranstaltungs- 
charakter mit mehr oder weniger undurchsichtigen 
Heferaten, wenigstens partiell aufzuheben und 
durch die inhaltliche Diskussion mit konkreten 
Forderungen an die Sozialbürokratie zu ersetzen. 

Unter den vorgegebenen Bedingungen, Aufteilung 
der Tagungsteilnehmer in Arbeitsgruppen bis zu 
600 Personen und unter Berücksichtigung der Er- 
wartenshaltung der Mehrzahl der Anwesenden, konn- 
te dies nur gelingen, wenn die inhaltlichen For- 
derungen und das taktische Vorgehen der Kritiker 
vorher ausdiskutiert waren und während der Ta- 
gung permanent überprüft und wieder vereinheit- 
licht werden konnte. 

Deshalb trafen sich die AKJ-Mitglieder mit den 
anderen kritischen Teilnehmern vor Veranstal- 
tungsbeginn in einer nahe gelegenen Schule, um 
Uber die bereits aus Berlin mitgebrachten 12 For- 
derungen (s. Dokument 1) zu beraten. Die paralle- 
le Diskussion hinsichtlich des jeweiligen Vorge- 
hens wurde während der gesamten Tagung geführt. 
Den 40 bis 50 kritischen Sozialarbeitern der Ar- 
beitsgruppe "Entwicklungstendenzen in den Berufen 
der Sozialarbeit u. Sozialpädagogik" gelang es 
gemeinsam mit etwa 200 für die Argumentation Auf- 
geschlossenen, die Forderungen zu verabschieden, 
die später dem Plenum vorgelegt wurden. In der 
Arbeitsgruppe mussten wir die Anwesenden jedoch 
erst einmal von der Unsinnigkeit der geplanten, 



DES AKS (III) 

zusammenhangslos aneinandergereihten Heferate ü- 
berzeugen. Diese Auseinandersetzung machte deut- 
lich, dass es durch solidarisches Handeln möglich 
ist, die Funktionäre der Sozialarbeit zu zwingen, 
eine adäquate Behandlung der eigentlichen Proble- 
me in einer solchen Veranstaltung zuzulassen. 
Erstmalig in solchem Rahmen erzwungen, hatte un-r 
ser Vorgehen beispielhaften Charakter und führte 
dazu, dass gössere Gruppen von Tagungsteilneh- 
mern ihre Gruppe verliessen, um zu uns in die Ar- 
beitsgruppe 11 zu kommen. 

In Essen wurde die SPK erstmals einem grösseren 
Kreis westdeutscher Sozialarbeiter bekannt.. 

Sie erkannten, dass es sich bei unserer Zeitung 
um eine basisbezogene, kritische Informations- 
quelle handelt, die sich qualitativ von den bis 
dahin existierenden, Ursachen verschleiernden 
• Fachblättern ' , von den Funktionären herausgege- 
ben, unterscheidet und ansatzweise die Vereinze- 
lung aufhebt. Dieser Erkenntnis entsprechend 
nahm die Zahl der Bestellungen der SPK nach dem 
Fürsorgetag in Essen sprunghaft zu. 



2 o Jugendhilf etag Nürnberg 

Vom 10. - 13.5.70 fand in Nürnberg der 4. Deutsch« 
Jugendhilfetag statt, über den inzwischen zahl- 
reiche ausführliche Dokumentationen erschienen 
sind, unter anderem auch in der SPK. (In Nr. 9/^ 
ein Bericht der Aktionsgruppe Jugendhilfetag und 
deren vorbereitende Vorstellungen, in Nr. li ein« 
ausführliche inhaltliche Dokumentation - beide 
Nummern sind noch begrenzt erhältlich.) 

Diese Veranstaltung, die nebenbei, bemerkt die bi« 
her letzte dieser Art war, war die einzige Groß- 
veranstaltung im sozialen Bereich, bei der es einer 
sozialistischen Gruppe gelang, mit ihren Vorstel- 
lungen die inhaltliche Diskussion in einer derart 
großen Versammlung zu beeinflussen. Den Funktion 
nären gelang es nicht mehr, die Gegensätze, die 
in diesem Bereich herrschen, zu kaschieren, son- 
dern sie traten öffentlich zutage. Die "Ruhe und 
Ordnung" konnte bis zun Schluß nicht wieder her- 
gestellt werden. Die Ursachen dieses "Erfolgs" 
sind in verschiedenen Tatsachen zu sehen, die 
hier nur als Fakten dargestellt werden sollen; 

1 .Vorbereitung: sowohl das Sozialistische Büro 
Gffenbach als auch der AKS Berlin hatten einige 
Wochen vorher mit der inhaltlichen. Vorbereitung 
und einer Informationskampagne begonnen. 

2 „Die Organisierung in Nürnberg klappte einerseits 
wegen der Vorbereitung der 'Nürnberger Genossen 
(Organisierung von Schläfraoglickkeiten) und an- 
dererseits wegen der gemeinsamen Forderung, kein 
Tagungsgeld zu bezahlen .Sämtliche kritische Sozial- 
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DOKUMENT I 



1 . Regelmäßige und umfassende Information der Mit- 
arbeiter über pädagogische, gesellschaftspoli- 
tische und verwaltungsinterne Voraussetzungen 
der sozialen Arbeit (in den Arbeitsbespre- 
chungen) . 

2. Beteiligung der Sozialarbeiter an der Ausar- 
beitung von Verwaltungsvorschriften (d.h., daß 
Eingaben und Stellungnahmen vor der endgülti- 
gen Formulierung ermöglicht werden). 

3. Kontinuierliche Gespräche zwischen Verwaltungs- 
fachleuten und Sozialarbeitern zur gegenseiti- 
gen Information und zum Abbau von Vorurteilen. 

4. Partnerschaftliche Arbeit mit den Klienten 
(Klient nicht als Objekt; Emanzipation statt 
Anpassung;: Anleitung zum aktiven Mitgestalten 
eines sozialen Handelns). 

5. Entscheidung der Fachkollegen über den Besuch 
einzelner Mitarbeiter an Fortbildungsveranstal- 
tungen. Reduzierung des Arbeitspensums, um Mög- 
lichkeiten für Information und Fortbildung zu 
schaffen (Kollegiale Delegation zu Veranstalt 
tungen statt Genehmigung zur Teilnahme, Teil- 
nahme als bezahlte Bildungsarbeit). 

6. Größerer Ermessensspielraum - risikoärmere 
Ausnutzung und Ermutigung zur initiativen 
Nutzung vorhandener Ermessensspielräume. 

7. Neufassung der Disziplinierungsordnung, um 
Experimentierfreudigkeit und soziale Phanta- 
sie nicht weiterhin zu gefährden (Sozialarbeit 
muß frei vom Zwang eines Sonderstrafrechts 
ausgeübt werden können). 

8. Wahl (und Abwahl) leitender Mitarbeiter. 
Schaffung von Arbeitsteams. (Periodische 

P Wahl und Abwahl der Vorgesetzten durch die 
Mitarbeiter der Dienststellen. Arbeitsteams 
mit Gleichberechtigung ihrer Mitglieder). 

9. Umorganisation des Jugendamtes nach fachlichen 
Erfordernissen . 

10. Abbau der Ämterpatronage (keine Protegierung 
der Untergebenen nach Partei-, Gesangbuch, 
politischer Konformität oder persönlicher 
Sympathie ) . 

11. Abbau des anachronistischen Beamtenstatus 
(d.h., die im Beamtenstatus enthaltenen Merk- 
male wie Gehorsamspflicht, Treue und Weisungs- 
befugnis hemmen die emanzfttorische Arbeit 
mit dem Klienten). 

12. Schluß mit der Verflechtung von Exekutive und 
Legislative durch Amterhäuf ung . (Abschaffung 
der Verfilzung von gesetzgebender und ausfüh- 
render Gewalt, die im übrigen gegen das Grund- 
gesetz verstößt). 



arbeiter trafen sich am Abend vorher, um dann ge- 
meinsam am 1. Tag zu der Tagung zu erscheinen. 
Außerdem wurden noch verschiedene andere Treffen 
neben der ofiziellen Tagung abgehalten. 

3. Als progressiver Teilnehmer war offiziell zu der 
Tagung Reinhard Wolff als Referent eingeladen w Or- 
den. Dessen inhaltliche Thesen konnten von der 
Aktionsgruppe unterstützt werden und umgekehrt . 

Der 4. positive Punkt kann darin gesehen werden, 
daß nach dem Jugendhilfetag Vertreter der sozi- 
alistischen Aktionsgruppe aus verschiedenen 
Städten gemeinsam eine Dokumentation der Ergeh- 
nisse erarbeiteten. 



II. Eigene Veranstaltung 

Plen^™sveranstaltung Rathaus Char lottenburg 

26.11.69 

Auf dieser Veranstaltung unternahm die Arbeits- 
gruppe * Funktion u. Ideologie der Sofcialarbeit * 
im AKS den Versuch, die von den Sozialarbeitern 
täglich erlebten Behinderungen in ihrer Arbeit 
zu systematisieren und die Ursachen dieser Mi- 
sere herauszuarbeiten. Ursprünglich waren von 
der Gruppe 11 Kriterien entwickelt worden, von 
denen 3, •Hierarchie 1 , 'Hohe Fallzahl' und 'Par- 
zellierung* dargestellt wurden. Bei der Arbeit 
an den Kriterien stellten wir fest, dass die an- 
deren 8 Kriterien in die Arbeit an den vorge- 
nannten drei einflossen, so dass sich eine ge- 
trennte Erörterung erübrigte. (Ausführliche Dar- 
stellung: SPK-Sondernummer, Januar 1970). 

An der Veranstaltung im Rathaus Gharlottenburg, 
der eine Flugblattaktion vorausging, nahmen et- 
wa 300 im Sozialisationsbereich Tätige, über- 
wiegend Sozialarbeiter, teil. 

Die Vorstellung der Kriterien sollte dazu bei- 
tragen, dass Sozialarbeiter ihre mangelnden Mög- 
lichkeiten in der Arbeit nicht mehr als persön- 
liches Versagen begreifen, sondern erkennen, dass 
die Misere im System liegende Ursachen hat, dem- 
nach die Veränderung der Gesellschaft die Voraus- 
setzung für veränderte Bedingungen ist. 
Dementsprechend waren die beiden Hauptpunkte in 
der Diskussion die Solidarität mit dem Klienten 
und als deren Voraussetzung die Solidarität der 
Sozialarbeiter untereinander , um "kollektiv die 
Verantwortung für die Misere des Klienten zu- 
rück (zu) weisen an die Instanzen, die Klienten 
produzieren." SPK-Sondernummer, Januar 1970, S. 9) 

In der Diskussion liessen sich drei Hauptrich- 
tungen feststellen: 

a. Ein sehr kleiner Kreis, der die von uns be- \ 
schriebene Situation schlechthin leugnete. 
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b# L eilnehmer, die unsere Darstellung kritisier- 
ten, weil sie zwar zutreffend . die Erscheinungs- 
bilder beschrieb, nicht jedoch den ursächli- 
chen Zusammenhang von Punktion der Gozialar- 
oeit im Kapitalismus herausarbeitete, 
c. Die wehrzahl der Diskutanten kritisierte, nass 
wir einen Zustand beschrieben, der allen be- 
kannt sei, die Alternative 'Solidarität' je- 
doch viel zu abstrakt dargestellt und die 
Schwierigkeiten eines solchen Handelns nicht 
benannt waren. 




,ie Kritik der Positionen b. und c. ist riickblik- 
Kend betrachtet berechtigt; sie stellt hinsicht- 
lich des damaligen Bewusstseinsstandes eine Über- 
forderung der Gruppenmitglieder dar. Für die 
Gruppe 'Punktion u. Ideologie’ hatte die Ver- 
anstaltung den Zweck, bewusstseinsveränaernd zu 
wirken und die Teilnehmer von der Notwendigkeit 
zu überzeugen, praxisorientierte theoretische Ar- 
oeit zu leisten, d.h. Analysen zu erarbeiten, die 
Ansätze für eine Konzeption der Verbesserung der 
-^uge der Klienten - emanzipatorischer Art - bie- 
ten. Deshalb lag unser Nahziel in der Bildung 
weiterer Arbeitsgruppen. 



Unserer Aufforderung, sich für zu bildende Grup- 
pen 2 u melden, folgten die Veranstaltungsteil- 
nehmer nur vereinzelt. Das hatte viele Ursachen, 
von denen eine unsere mangelnde Fähigkeit war, 
h i-e Notwendigkeit einer solchen Arbeit überzeu- 
gend zu begründen. Aber auch unsere geheimen 
f *^ n Sste, dass die Bildung neuer Gruppen für uns 
di® Konsequenz haben würde, zu zweit oder gar 
einzeln diese neuen Gruppen aufbauen zu müssen, 
wobei sich in der Arbeit alle die Schwierigkei- 
ten - zumindest partiell - wiederholen würden, 
die sich in der monatelangen Zusammenarbeit in 
der eigenen Gruppe ergeben hatten, 
oo waren wir gewissermassen erleichtert, als wir 



uns dieser Konsequenz enthoben sahen. 

Obwohl sich keine neuen Gruppen bildeten, war 
die Veranstaltung im Rathaus Charlottenburg für 
die Geschichte und die weitere .Entwicklung des 
AKS von entscheidender Bedeutung, weil uns im 
^oammenhang mit der Vorbereitung und der Aus- 
wertung erstmals deutlich wurde, dass eine ge- 
sef Ischaf tsverändernde Strategie unter den ge- 
gebenen Bedingungen langfristig orientiert sein 
muss # 

Oie Teilnahme von 300 Sozialpädagogen an einer 
s°-Qhen Verans taltung, sowie die Vermutung, dass 
schon zum damaligen Zeitpunkt keine offizielle 
^ ir Uadung durch eine Senatsdienststelle ausser- 
halb der Dienstzeit eine solche Beteiligung be- 
wirkt hätte und die Tatsache, dass die SPk-son- 
dei'nummer, in der die vorgetragenen Kriterien 



nochmals abgedruckt wurden, einen aussergewöhn- 
lich grossen Abnehmerkreis fand, kann allein 
kein Krfolgskriterium sein. Die Veranstaltung 
bewies, dass die Gruppe 'Punktion u. Ideologie' 
den richtigen Ansatzpunkt gefunden hatte - trotz 
aller bereits beschrie benen Mangel - und zum 
mindesten im Berliner Bereich bei der zunehmen- 
den Bewusstwerdung um die gesellschaftsabhängi- 
gen Ursachen für die gegenwärtige Lage der Sozial- 
arbeit aktiv mitwirkte. 



III o Strategiefragen 
1. Tagung Qberursel 

Vom 1. bis 7,2.70 fand im DGB-Schulungsheim 
Oberursel eine Tagung statt, an der neben kri- 
tischen Sozialarbeitern aus Hamburg, Frankfurt £ 
Düsseldorf und Bochum auch 4 Vertreter des AKS 
teilnahmen .Verschiedene Arbeitsgruppen (AG Aus- 
bildung, AG Punktionsanalyse und AG ''Sollfunktion 
der Sozialarbeit"), die etwa folgende Thesen 
auf stell ten( zusammengafaBt, SPK Nr . 8, 27 . 2 . 70 ) : 
Politisches Bewußtsein, analytisches Denken, 
Kritikfähigkeit, Bestimmung des eigenen Stand- 
ortes, Kooperasions- und Kommunikationsf ähig- 
keitDas Ziel der Ausbildung sollte sein Inter- 
dependenz von Theorie und Praxis, Integration 
fachspezifischer Wissensinhalte, Aneignung von 
f achspezif iscnen Kenntnissen. Das Drkennen der 
aktualisierten Konflikte müsse ein Handeln zur 
Folge haben, w obei die Konflikte mit einer 
Strategie ausgetragen werden sollten. 

Außerdem wurde ein Konzept erarbeitet, nach dem 
der Aufbau einer überregionalen Organisation 
für Sozialarbeiter möglich sein sollte. 

Zu dieser überregionalen Organisation allerding^^ 
kam es nicht und konnte wahrscheinlich auch 
nicht kommen, denn 1 . wurde die inhaltliche Über 
einstimmung, die ohnehin äußerst abstrakt and 
| ungeklärt war, überschätzt und 2. die Schwie- 
I rigkeiten, daraus praktische Organisations- 
( möglichkeiten abzuieiten, überschätzt. 



gj-.gewe rkschaftsdiskn.ssion am -30.1 .70 

Am 1.12.69 fand im OTV-Haus eine als Vollver- 
sammlung aller Sozialarbeiter gekennzeichnete 
Versammlung statt, bei der ein Aktionkommitee 
"zur Vorbereitung von Kampfmaßnahmen" gegrün- 
det wuide.Die weiteren Beschlüsse dieser Ver- 
sammlung waren die Forderung an den ÖTV-Vor- 
stand, eine Dokumentation über die unhalt- 
baren Zustände in den Berliner Kinderheimen 
herauszugeben. 

Das Aktionskornmitee , das z.T. aus AKS-Mitglie- 
dern bestand, löst^ erts daraufhin endgültig 
die schon lange andiskutierte Frage einer Mit- 



arbeit des AKS auf der kritischen Seite der Ge- 
werkschaft aus. 

Verstärkt sichtbar wurden die gegensätzlichen 

Meinungen dadurch, daß genau zu derselben 
Zeit ein anderer Teil der AKS-Mitglieder be- 
schlossen hatte, sich völlig aus den Institu- 
tionen zu lösen und für Mitarbeiter bei ihrem 
Stadtteilprojekt warben . Außerdem wurde ;en aKS 
über das Aktionskommitee mitgeteilt, daß Ver- 
treter der Gewerkschaft ein Gespräch mit dem 
AKS führen wollen. Unter dem Druck dieser aktu- 
ellen Forderungen an den AKS wurde die theo- 
retische Auseinandersetzung um die Frage nach 
Arbeit mit oder Arbeit außei halb der Institu- 
tionen eher pragmatisch gelöst: der Teil, der 
Stadtteilarbeitvertreter zog sich daraufhin aus 
dem AKS zurück, der andere Teil beschloß zu- 
nächst zu prüfen, wieweit eine sinnvolle Mit- 
arbeit von AKS-Mitgliedern in der Gerwerkschaf t 



möglich sein könnte. Da dazu das Gespräch mit 
den Vertretern der ÖTV eine Möglichkeit zu sein 
schien, fand es am 50.1.70 im AKS-Zentrum statt- 
Bis zu dieser Sitzung hatten einige von uns an 
Sitzungen der Ö TV teilgenommen und die Arbeit 
des Aktionskommitees wurde schon zu diesem Zeit- 
punkt sehr erschwert. Aus diesem Grunde teilten 
wir den beiden Gewerkschaften! Die GEW hatte an 
der Diskussion auch teilgenommen) in einem Brief 
mit, daß wir " nach Diskussionen in den arbei- 
tenden Gruppen zu der Überzeugung gekommen seien, 
daß unser Kontakt zum Aktionskommitee vorerst 
als Verbindung zu den Gerwerkschaf ten ausreiche 
und daß eine weitergehende Zusammenarbeit davon 
abhänge, in welchem Maße die vom Aktionkommitee 
vertretenen Forderungen der Gewerkschaftsmit- 
glieder von der Gewerkschaftspitze unterstützt 
und durchgesetzt würden." 

ZU dieser ablehnenden Haltung in Bezug auf prak- 
tische Mitarbeit waren wir unter anderem durch 
in dem Gepräch entstandene Undurchsichtigkeit 
der Motivation der Gewerkschaftsspitze gekommen. 
Der eigentliche Grund schien uns' damals der zu 
sein, daß sie rausfinden wollten, welche Funktion 
wir bei einer geplanten Veranstaltung einneh- 
men würden. 

Diese Diskussion über die Gewerkschaftsfrage war 
die einzige, in der dieser Komplex isoliert dis- 
kutiert wurde; weder bei der Stadteildiskussion 
noch bei den darauffolgenden Startegiediskussio- 



nen wurde er weiterdiskutiert. 



^nzeige - 

Ev. Kirchengemeinde sucht ab sofort Mitarbeiter 
für Planung u. Erprobung neuer Fprmen von Jugend- 
arbeit ( zB. Sozialarbeiter , Diakon oder ähnl. Fach- 
ausbildung) . Bezahlung nach BAT. Wir sind ein Team 
aus Theologen, Soziologen, Psychologen und Sozialar- 
beitern in Berlin-Neukölln ( Arbeiterbezirk/Altstadt ) . 
Ev. Kirchengemeinde Martin Luther,'} Berlin44, 

Fuldastr , 50 



3. Diskussion um die Stadtt eilaroeit 
Februar 1970 

Die nicht eingeiösten Hoffnungen hinsichtlich 
einer baldigen gesellschaftlichen Veränderung, 
wie sie damals in vielen linken Gruppen erwar- 
tet wurde, sowie die ausgebliebene Organisie- 
rung weiter Teile der Sozialarbeiter - als Vo- 
raussetzung für reformerische Schritte in der 
Bürokratie -, bewirkten im Februar/März 1970 
eine zunehmende Verunsicherung über die Rele- 
vanz der Arbeit der AKS-Gruppen. Innerhalb meh- 
rerer llenen sollte deshalb die bisherige Stra- 
tegie überprüft und gegebenenf alls korrigiert 
werden. Dazu wurden von Gruppen und einzelnen 
Papiere eingebracht, die im wesentlichen fol- 
gende Punkte kritisierten; 

- Fehl ende Koordination der Gruppen unterein- 
ander als Folge des mangelhaften Informations- 
austausches 

- mangelnde Verbindlichkeit der Mitglieder bei 

— — — ■ ■ ■■ 's 

der Arbeit in den Gruppen sowie hinsichtlich 
der Mitarbeit an der 3PK 

- unzu reichende Reflektion der Relevanz der je- 
w eiligen Arbeit in den Gruppen 

- ungelöste Finanzierung des Zentrums und der 
Zeitung 

In den Diskussionen wurde deutlich, dass die 
vorgenannten Mängel Ausdruck des Zweifelt an der 
J Richtigkeit ’ des bisher beschrittenen »Veges 
waren. Von den Kritikern an den bis dahin ver- 
folgten Arbeitsinhalten wurde insbesondere vor- 
getragen, dass es sich um eine konfliktfreie, 
zunehmend praxisferne theoretische Arbeit han- 
dele, die zudem auch noch die "falsche” Ziel- 
gruppe - Sozialarbeiter - habe. Dementsprechend 
könne die Alternative nur in der Stadtheilar- 
beit liegen. Demgegenüber meinten andere AK3- 
Mitglieder, dass bei dem gegenwärtigen Stand 
des Bewusstseins der Mehrzahl der Mitglieder der 
Gesellschaft, die Hauptaufgabe in der Agitation 
liege, d.h. in der Analyse der existierenden Ge- 
sellschaft, um ein Bedürfnis nach gesellschaft- 
licher Veränderung konkret werden zu lassen. Die- 
se Agitation sollte sowohl im Stadtteil als auch 
innerhalb der Bürokratie erfolgen. Voraussetzung 
dafür sei jedoch, für die Sozialarbeit Teilana- 
lysen zu liefern, um die Notwendigkeit der Be- 
seitigung des kapitalistischen Systems zu ver- 
deutlichen. Demnach handele es sich um eine Pe- 
riode, in der die^p raxis orientierte xneorie | den 
Vorrang habe. 

Die Auseinandersetzung um die stadtteilarbeit 
wurde von den Teilnehmern überwiegend unter 
pragmatischen Gesichtspunkten diskutiert, weil 
die i.i ehr zahl von um sich bis uahin nicht aus- 
reichend mit der Funktion und den Vorausset zun- 
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■ n - 9 •'-l* > tadt teilarbeit haben kann, uefauy t 

hatte. Diese Tendenz wurde dadurch unterstützt, 
dass »vir uns kurzfristig um ein neues AkJ-Zen- 
t ruii. oeraUhen mussten, weil unser bisheriges Do- 
mizil wegen Aufgabe der ./ohnung durch den Haupt- 
inieter geräumt werden musste, bo wurde die Fra- 
ge der btrategie überwiegend durch die einer 
' ninmie tung' des And- Zent ruins bei einer anderen 
s rup pe ersetzt* Nachdem sich nach zwei Sitzungen 
keine Lesung der Probleme erkennen liess, wur- 
von der Arbeitsgruppe 'Funktion u. Ideologie’ 
in Papier eingebracht, dass sich im wesentli- 
chen mit der Funktion der Zeitung beschäftigte. 

• •uiau die Auffassung vertreten, dass der Ako 
•sein Image als degenö ff entlichkeit im wesent- 
lichen dem regelmässigen erscheinen der bPK und 
deren zunehmendem Niveau verdanke. Dies hatte 
sich nicht nur hinsichtlich der ständig steigen- 
den Auflage bestätigt, sondern vor allem auch 
bei der hilfe für britische Anliegen, gegen die 
die Bürokratie in ^inzelfällen Disziplinarver- 
fahren eingeleitet hatte, wobei wir durch Offent- 
lichmachung, Organi sierung von Unterschrift ten- 
listen und Protestvei'anstaltungen helfen konnten. 
Aus dieser Einschätzung heraus setzte sich die 
Gruppe für das weitere erscheinen der bPK ein, 
was hauptsächlich ein organisatorisches Problem 
zu sein schien. Die von der Gruppe 'Funktion* 
vorgeschlagene formale aessortaui teilung, fand 
nicht die Billigung des Plenums. Daraufhin ent— 
schloss sich d l e Gruppe, die Her ausga be der JrK 
übernehmen, p is nach dem Abschluss der~tra^~ 
j ^egie debatte eine adäquate Lösung gefunden wer- 
L den A°nnte. 

enBatz z\x a lJ vo rangegangenen Auseinan- 
dersetzungen UboT- die d t rat.egie hatte die Dis- 
kussion im Fe b xua r/iüärz Ip7u nicht zur Konse— 
quenz, lass die unterschiedlichen Auf Fassungen 
eine weitere öp a ltung nach sich zogen. Das 
schloss jedoch, nicht aus, dass Linzeliaitgiieder 
wegblieben. 



4 .Weitere s t P ^tegiediskussionen_J ll-AKB 
a)Neue8 Zentrum 

Lm März 197o wurde »uf einer Redaktionssi tzung be- 
schlossen, daß jedes AKS-Mi tglied delegiert ist. 
Raume für ein neues Zentrum zu suchen. Ein 
Sozialarbeiter erklärte sich bereit, die.se Woh- 
nung zu mieten. Zwar war irn Gesamt - a ks Uber die 
weiteren praktisch organisatoris cV e n , die tat- 
sächlichen ^ompeten^ en zu konkreten Schritten 
wurden jedoch dann äußeren e din gungen und 
nicht grundsätzlich gelöst: e ih -^fglied der 
Gruppe Punkt i on un d Ideologie, das gerade für 



sich eine Wohnung suchte, erklärte sich bereit, 
eine große ohnung, die gefunden war, mit dem 
a KS zu teilen, falls der Sozialarbeiter die 
Wohnung mietete. Außerdem wurde das mit einem 
Sekretärsposten gekoppelt, wodurch die organi- 
satorischen Seiten der Kontakte 'Telephon, Post 
usw. ) besser geregelt werden sollten. Hs wurde 
beschlossen, Zentrum und Sekretärsposten durch 
Mitgliederbeiträge zu finanzieren; die Möglich- 
keit dies alles tatsächlich zu verwirklichen , 
war jedoch hauptsächlich dadurch gewährleistet, 
saß hei einer Gruppe noch Ge lö aus anderer Quelle 
vorhanden war. Diese ganze organisatorisch e Lö- 
sung war jedoch irn Gesamt- «KS kaum grundsätzlich 
diskutiert worden und die «. uf gaben, z.u. ^es 
Sekretärs, nicht gena i geklärt. Der Grund dafür 
ist wohl darin zu sehen, daß die inhaltliche 
Strategie des aKS keineswegs für alle . itglieder 
so klar war, daß man daraus ohne weiteres prak4^ 
tische Kompetenzen hätte ableiten können. 



b) Inhaltliche Diskussion 

Am 28.6.7U und am 3.7.70 fanden im neuen AKS-Zen- 
trum Vollversammlungen des aKS statt, bei denen 

die kümtige Strategie aiskutiert w urde . Verschie 
dene Gruppen stellten Papiere zur Diskussion, 
eines davon drucken wir nebenstehend als Doku- 
ment 2 ab. Die 'weiteren Vorschläge und jjiskussi- 

onspunkte sollen hier nachstehend zusammenge- 
faßt und dUfgezählt werden. 

Prinzipien:Die Arbeit der kooperierenden Grup- 
pen ist Teil aej dibeit ud nicnti evisionistische^ 
“Linken. 2. Die Arbeit soll innerhalb und außer- 
halb der Institutionen gemacht werden, diese ^ 
sollen sich gegenseitig unter otützen . ö.^er aKS 
daif keine btandesorganisation für Sozialarbeiter 
werden. 4 .Kooperation soll bedeuten : Vermittlung 
von erfahr ungen aus der Arbeit und gegenseitige 
Kritik. 3 . oelbs ckritik von Theorie unct Praxis. 
6.r,in mf oimaoions- und uiskus sions organ stellt 
die Verbindung zwischen den Gruppen her. 7. Mit- 
gliederbeiträge zur Finanzierung der überregio- 
nalen Arbeit sollen erhoben werden. 

Über die Arbeit im den Institutionen w urden 
folgende Punkte diskutiert: 

a) Unterstützung außerinstitutioneller Arbeit 

b) Emanzipatorische Arbeit in den Institutionen 

c) Anwalt der "Randgruppen” 

d) Aufbau eines organisatorischen Netzes inner- 
halb der Institutionen. 

Außerdem wurde von einer Gruppe die Forderung ge- 
stellt, daß alle Sozialarbeiter sich ,z.B. auch 

in den Kindertagesstätten, im Märkischen Viertel 
konzentrieren sollen. 



15 



DOKUMENT II 
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Gegenwärtig besteht in der Sozialarbeit die Ten- 
denz, daß Caritas und Quarantäne durch die Ziel- 
vorstellungen der Sozialpädagogik und Resoziali- 
sierung abgelöst werden. Daß heißt, daß von der 
Sozialarbeit geschaffene Erziehungseinrichtungen 
und -Situationen den Arbeitsbereich der Sozialar- 
beit stärker als bisher bestimmen werden. 

1. Das heißt für die kritische Soziaiarbeit : 

Sie muß sich konzentrieren auf die Bereiche, 
in denen der Staat über Sozial- und Bildungs 
Politik tendenziell zu Ref orminvestit ionen 
bereit ist. Hier sind zwar die Integrations- 
interessen des Staates am größten, damit aber 
auch die Einwirkungschancen einer kritischen 
Sozialarbeit* also Konzentration auf die Be- 
reiche, in denen Sozialarbeit mit Integra- 
tionsaufgaben betraut ist. 

Es wäre also vorrangige Aufgabe des AKS , sich 
auf .die Erfordernisse einer solchen Praxis 
vorzubereiten. 



7 . 



abzuhalten - mindestens alle zwei Monate 



v/ir gehen davon aus, daß Problemschulung in 
den Gruppen stattfindet. Entsprechend den Er- \ 
fordernissen des Themas muß hier verstärkt 
theoretische Arbeit geleistet werden, damit 
jeder Einzelne, damit der AKS in die Lage ver- 
setzt wird, wirkungsvolle Agitation, z.B. auf 
Tagungen, leisten zu können. Darüber hinaus 
halten wir eine vereinheitlichte Einführung 
in den Marxismus-Leninismus für notwendig. 



Die organisatorischen Institutionen des AKS 
müssen seinen gegenwärtigen Kräften angemes- 
sen sein. Wir halten es für uneffektiv, neben 
der Redaktionskonferenz noch ein zweites stän- 
diges Gremium - gebildet aus Mitgliedern der 
Gruppen - zu schaffen. 

Lir schlagen vor, daß Koordinationsaufgaben 
von den jeweils zur Redaktionssitzung Dele- 
gierten wahrgenorn: :en werden. Verbindliche 
Beschlüsse sollten dagegen einer Vollversamm- 
lung Vorbehalten sein. 

Gruppe Punktion und Ideologie 



2. Die sozialistische Perspektive des AKS darf 
sich nicht nur in der Handhabung eines sozia- 
listischen Vokabulars erschöpfen, sondern muß 
sich vielmehr in der Fähigkeit inhaltlicher 
Argumentation und Agitation erweisen. 

, Außer- und innerinstitutionelle Arbeit schlie- 
ßen sich nicht aus, sondern ergänzen sich. 

Dabei ist zu erwarten, daß die Schwerpunkte 
der künftigen Praxis(z.B. Vorschulerziehung) 
im innerinstitutionellen Raum zu leisten sind. 

Die theoretische Arbeit im AKS muß sich also 
an der gegenwärtigen und zu erwartenden Pra- 
xis orientieren. 

Um die inneri-nstitut ioneile Praxis wirkungs- 
| voll werden zu lassen, müssen Organisation 
am Arbeitsplatz und Konzentration in Ämtern 
vora igetrieben werden. 

4. Ob die politische Aktivität der kritischen So- 
zialarbeiter dem aktuellen Reformbedürfnis des 
Sozialstaates lediglich den Weg ebnet, oder ob 
sie revolutionäre Arbeit ist, diese Frage kann 
sich erst entscheiden, wenn die objektiven Re- 
formtendenzen bis an ihre Grenzen ausgenützt 
werden. Erst dann, im Versuch, sie in Zusammen- 
arbeit mit revolutionären Gruppen aus dem Pro- 
duktionsbereich zu überschreiten, kann sich zei- 
gen, ob revolutionäre oder beruf sref ormerische 
Aktivität erbracht wurde. 

5. Die Arbeit des AKS hat bisher darunter gelit- 
ten, daß sie unkoordiniert und parzelliert ge- 
leistet wurde. Als ersten Schritt zur Aufhe- 
bung dieses Zustandes halten wir es für not- 
wendig, Protokolle der arbeitenden Gruppen aus- 
zutauschen und regelmäßige Plenumssit zungen 



Eine konkrete Einigung oder Festsetzung einer 
Strategie gelang zunächst nur in folgenden 
Punkten: es wurde eine Schulungskomission ein- 
gesetzt, die folgende Vorschläge unterbreitete: 

Man war sich einig, d aß eine gemeinsame the o- 
retische Grundlage unbedingt erarbeitet werden 
müsse. Die Frage, ob man zuerst politökonomische 
Schulung oder problemorientierte Schulung machen 
solle, wurde so beantwortet: es sollte beides 
abwechselnd gemacht werden, also einmal Marx, 
einmal z.B. Bernfeld. 

Außerdem wurde beschlossen, daß Schulung für alle 
Mitglieder verbiniich sein sollte. 

Die Schulung wurde dann in den x verschiedenen 
Gruppen unterschiedlich durchgeführt : die Kinder- 
gärtnerinnengruppe entschloß sich, zunächst Pro- 
blemorientierte Schulung zu machen, in anderen 
Gruppen wurde die "Marxistische Arbeiterschulung" 
bzw "Lohnarbeit und Kapital" erarbeitet. 

Die Strategie der konkreten weiteren Arbeit ori- 
entierten sich an der gegebenen Situation, daß 
ein Hauptteil der mitarbeitenden Sozialarbeiter 
in den Institutionen arbeitete :Die Widersprüche 
in der kapitalistischen Gesellschaft sollten 
durch radikale Kritik., des Bestehenden in d iesem 
Bereich aufgezeigt und erfahren werden{Um eine” ^ 
Gegenöffentlichkeit herxzus teilen, schien mit ~ 
unseren Möglichkeiten immernoch die Zeitung das 
beste Mittel zu sein. Wir versuchten also hier 
konsequent die Probleme, die derzeit in den Äm- 
tern aktuell wurden, zu analysieren, bzw kritisch 
zu betrachten .Inhaltlich 'drückte sich das zu- 
nächst in der Nummer der SPK über d ie neuen Mo- _ 
delle in de r Soziaiarbeit aus, der dann eine 
Kritik der Methoden, der Sozialarbeit folgte. 



Diese Themenstellungen entsprachen unserer Mei- 
nung nach dem Bedürfnis, die Widersprüchlich- 
keit der und in der Sozialarbeit nicht nur in 
theoretisch-abstraktem Zusammenhang, auf zuzeigen, 

sondern sie zunächst an den praktizierten Me- 
thoden klarzumathen. 






Durch die vorausgegangenen Auseinandersetzungen 
im universitären Bereich ermutigt, war die Grün- 
dung des AKS das Ergebnis des Erkenntnisprozeßes, 
daß die katastrophale Lage der Klienten, die un- 
zulänglichen Arbeitsbedingungen in den Ämtern, 
Heimen und Tagesstätten, die Abhängigkeit von der 
Sozialbürokratie, die praxisferne Aus- und Fort- 
bildung nur geändert werden können, sofern wir 
unsere Interessen selbst vertreten und uns nicht 
länger auf Parteien und Berufsverbände verlassen. 

Eine unserer Forderungen war die Demokratisierung 
der Ämter, die wir, dem damaligen Bewußtseins- 
stand der Mitglieder entsprechend, nicht als ei- 
nen Teilschritt innerhalb einer sozialistischen 
Strategie - nicht die Sozialarbeit ist zu ver- 
bessern, sondern die Gesellschaft, die Sozialar- 
beit notwendig macht, muß 'geändert werden - , 
sondern als Ziel an sich ansahen. 

Um unsere Situation zu analysieren, fanden wir 
uns in Arbeitsgruppen zusammen, mit dem Ziel, 
die Ergebnisse in einem Kongreß allen im Sozia- 
lisationsbereich Tätigen zu vermitteln und einen 
breit angelegten Bewußtseinsprozeß einzuleiten. 

In den Arbeitsgruppen wurde uns nach und nach be- 
wußt, daß die Ursache der täglich erlebten Ar- 
beitsmisere nicht individuelles Versagen, sondern 
Ausdruck der uns vorgegebenen Bedingungen ist. 

Unsere Aktionen orientierten sich an der studen- 
tischen Vorgehensweisei Demonstration, Protest- 
versammlung, Go-in. Dabei zeigte sich die Not- 
wendigkeit, die Relevanz hinsichtlich dieses 
Vorgehens im Amtsbereich zu überprüfen. 

Anfänglich waren wir erstaunt, als uns die Adres- 
saten, nämlich die Kollegen, mit Ablehnung begeg- 
neten, obwohl wir doch ihre Interessen vertraten. 
Wir mußten erst die konkrete Erfahrung machen, 
daß aufgrund der vorgegebenen Bedingungen - Hier- 
archie, Disziplinierungsmöglichkeiten der Büro- 
kratie usw. - unsere Kollegen eher geneigt waren, 
'sich an "Ruhe und Ordnung” zu orientieren, an- 
statt sich gegen die Vorgegebenen Normen und: 
Verfahrensweisen zu wehren. 

Uie politische Heterogenität der AKS-Mitglieder,. 
das Spektrum reichte anfänglich von systeminte- 
grativer Reform big zur Beseitigung der bestehen- 
den Gesellschaft, hatte mehrere Spaltungen zur 
Folge. Ausgangspunkt für die Kontroversen war 
In den ersten Monaten die Form der angewandten 
Aktionen wie Go~in. Dahinter verbargen sich je- 



doch diametrale Auffassungen über Art und Umfang 
der angestrebten Veränderungen. Später folgten 
die Auseinandersetzungen um die Frage, inwieweit 
unsere Arbeit Teil einer Konzeption der Verbes- 
serung der Klassenkampf Situation sein kann. 

Ein Teil der Mitglieder, von der Einschätzung 
ausgehend, daß Sozialarbeiter, bedingt durch 
ihr kleinbürgerliches Bewußtsein, nicht agitier- 
bar seien und die Arbeit in der Bürokratie ohne- 
hin nur dem aktuellen Reformbedarf des Sozial- 
staates diene, schied aus dem AKS aus, um die Ar- 
beit im Stadtteil aufzunehmen. 

Die zunehmende Erkenntnis, daß eine sozialisti- 
sche Strategie aufgrund der bestehenden Verhält- 

. 

zu einer Reduzierung der aktiven Mitglieder. 

Nach den Grundsatzdebatten im Sommer 70 setzte 
sich innerhalb des AKS die Auffassung durch, daß 
es gegenwärtig unsere Aufgabe ist, die Wider- 
Sprüche in den Institutionen der Sozialarbeit 
aufzuzeigen, um die bei den Klienten und Kol- 
legen vorhandene Unzufriedenheit zu forcieren 
und in ein bewußtes Bedürfnis nach gesellschaft- 
licher Veränderung umzuwandeln. D.h. /erdeutli- 
chung der Funktion der Sozialarbeit im Kapitalis- 
mus, um die zu Agitierenden davon zu überzeugen, 
daß Sozialarbeit in dieser Gesellschaft immer 
"Misere" - sein muß. 

Für uns in den Istitutionen Arbeitenden bedeutet 
das, unsere Möglichkeiten der Politisierung mög- 
lichst illusionslos einzuschätzen. 

( Ein Prozeß der Bewußtwerdung bei Klienten und 
Kollegen ist langfristige Kleinarbeit, verlangt 
Ausdauer und Disziplin. Die Voraussetzung dafür 
ist die ständige Vertiefung der marxistischen 
Theorie und die Integration in eine sozialistische 
Gruppe oder Organisation. 

Die Agitation in den Institutionen kann länger- 
fristig nur erfolgreich sein, wenn außerinstitu- 
tionell, im Stadtteil und Betrieb, der Bewußt- 
werdungsprozeß vertieft und in Aktionen umge- 
setzt werden kann. Konkret könnte dies z.B. die 
Verbesserung von Kindertagesstätten, die Erhöhung 
der Sozialhilfesätze, den Kampf gegen hohe Mieten 
usw. zum Inhalt haben, denn nur die aktive Teil- • 
nähme am Kampf für die eigenen Interessen schafft 
die Einsicht, in die Notwendigkeit radikaler Ver- 
änderungen, d.h. , den politischen Kampf zu füh- 
ren . 

Die Arbeit in der Bürokratie hat zudem die Funk- 
tion, außerinstitutionelle Projekte insoweit ab- 
zusichern, als der Bürokratie deren Zerschlagung 
erheblich erschwert wird, wenn sie in der eigenen 
Verwaltung auf massiven Druck stößt. 

Ein solches Vorgehen erfordert die Auseinander- 
setzung mit Reformen. Dabei ist zu prüfen, wel- 
che und wie wir uns vom System eingeleitete Refor- 
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rhalb einer nicht einma. 



r-en rr/tzU.r machen kor: . en, b zw . , mvc.e’Aei o .i: 
die Forderung nach Ke formen unterstützen oder ini 
ziieren . 

Sofern Sozialisten inner 
vorrevolutionären Phase, in der systemzerstoren 
de Aktionen undurchführbar sind, Reformen nicht 
pauschal als systemstabilisierend abtun, muß re- 
formeriaches Handeln bei der Strategiebestimmung 



bex ücksichtigt werden. 

Eine sozialistische Strategie kann Reformen nicht 
formal unterscheiden, sondern muß die Verbindung 
einer Reform im Kontext anderer, sowie Abfolge, 
Art und Weise ihrer Verwirklichung berücksichti- 
gen; aber auch den Willen der sozialistischen 
Kräfte, die Reform für neue Aktionen auszunutzen, 
die die Widersprüche im Kapitalismus vertiefen, 
um die Notwendigkeit einer radikalen Umwandlung 
zu demonstrieren. 



^^’Unter kapitalistischen Bedingungen hat Sozial- 
arbeit immer integrative Punktion. Auch das, was 
sich in der aktuellen Bereitschaft zu Veränderun- 
gen kundtut, dient dem Ziel sozialer Kontrolle. 

Ob die politische Aktivität der kritischen Sozi- 
alarbeiter dem aktuellen Reformbedarf des Sozial- 
staates lediglich den Weg ebnet, oder ob sie vor- 
revolutionäre Arbeit ist, diese Präge kann sich 
erst entscheiden, wenn die objektiven Reformten- 
denzen bis an ihre Grenzen ausgenützt sind. 

Erst dann, im Versuch, sie in Zusammenarbeit mit 
revolutionären Gruppen aus dem Produktionsbe- 
reich zu überschreiten, kann sich revolutionäre 
von beruf sref ormerischer Aktivität sondern." f 
(SPK-Sondernummer , Dezember 69, Seite 12). 'y-J hf. 1 

j BETR. HOCHSCHULREIFE 

^SOLIDARITÄT MIT 

JUGENDPFLEGERN 

Da durch die Entscheidung des Senators 
für Schulwesen den in Berlin ausgebildeten 
Jugendpflegern die Zuerkennung der Hoch- 
schulreife ( § 3o ) verweigert wird, 

| bitten wir um Hamen und Anschriften 
vwn in Berlin ausgebildeten Sozial- 
arbeitern, die nach den Ausbildungs- 
| richtlinien bis 1.4-.1968 geprüft wurden, 
und daraufhin die Hochschulreife zu- 
erkannt bekommen haben. 

Kontaktanschrift : Jürgen Dittner 
! 1 Berlin 15 

Teichgräberzeile 2 

_ — — 



An dieser Stelle sollte eigentlich eine Anzeige 
erscheinen, um neu Mitarbeiter für das FORUM MY 
zu werben. Die augenblickliche Finanzsituation 
und die daraus resultierende Unsicherheit der 
Teamsituation zwingt uns zu anderen Schritten. 
(sjLehe Beilage). 



Loyalität contra 

Reformbestrebung 

Nur kurze Zeit nach seinem Amtsantritt ist der 
neue ärztliche Direktor der Karl-Bonhoeff er-Ner- 
venklinik, Prof* Flegel, den Westberliner Behör- 
den, die ihn gerufen haben, schon wieder lästig 
geworden. Sein befristeter Anstellungsvertrag soll 
plötzlich nicht mehr verlängert werden. 

Prof. Flegel hat Versucht, aus der alten Wittenau- 
er Anstalt allmählich eine moderne psychiatrische 
Klinik zu machen, die mehr ist als die hoffnungs- 
lose Endstation für Geisteskranke. 

Kurz nachdem dieser Sachverhalt in der Öffentlich- 
keit bekannt geworden war und mit Reaktionen aus 
der Öffentlichkeit gerechnet weraen mußte, erreich- 
te die Mitarbeiter des Bezirksamts Reinickendorf 
folgendes Schreiben: 

An alle Kolleginnen und Kollegen! 

Aus gegebenem Anlaß möchte ich darauf hinweisen, 
daß die Teilnahme an einer öffentlichen Protest- 
aktion oder Demonstration gegen das Bezirksamt 
während der üblichen Dienstzeit eine Dienstpflicht- 
verletzung darßteilt . Zugleich möchte ich Sie dar- 
auf aufmerksam machen, daß die Teilnahme an einer 
solchen Aktion im Widerspruch zur gebotenen Loya- 
lität gegenüber dem Dienstherren bzw. Arbeitge- 
ber steht. 

Ich hoffe, daß dieser Hinweis auf die Ihnen be- 
kannten Tatsachen Ihr Verständnis findet. 

Mit kollegialen Grüßen 

gez. Rabau (Jugendstadtrat) 
gez. Schneider (Geeundheitsetadtrat ) 

Der Einsatz für das Reformmodell an der Karl- 
Bonhoeffer Nervenklinik erschien einem Teil So- 
zialarbeitern und Praktikanten der Familienfür- 
sorge Reinickendorf wichtiger, als die Loyali- 
tät gegenüber dem Dienstherrn. Sie nahmen an 
der Demonstration teil. 

Die Frage, ob die Mitarbeiter mit Sanktionen von 
seiten des Bezirksamts zu rechnen haben, ist 
noch nicht entschieden. 

Gegebenenfalls wird die SPK über den weiteren 
Verlauf berichten. 



Alte Nummern der Sozialpädagogischen 
Korrespondenz 

Von den bisher erschienenen Heften sind 
noch erhältlich: Nr 1 1 (Jugendhilf etag , 
12/15 (Wem nützt die Modellbewegung ?) > 

14 (Sozialstaat oder Klassengesellschaft. 
17 (Kritik der Methoden 4er Sozialarbeit, 
Casework) , 18 ^Wohlfahrt made in USA), 

19 (Kritik der Methoden, Social Groupwork) 



